
Es ist gefragt worden, ob und ggf. zu welchem Zeit-
punkt in den Fällen, in denen über das Vermögen eines 
Unternehmens das Insolvenzverfahren eröffnet wurde, 
Verbindlichkeiten des Insolvenzschuldners abweichend 
vom Nennwert mit dem niedrigeren Wert zu bewerten 
sind. Ein geänderter Wertansatz würde dann zu einem 
entsprechenden Gewinnausweis führen.

Grundsätzliche Passivierungspflicht wegen 
wirtschaftlicher Belastung

Die gem. § 155 Abs. 1 InsO unberührt bleibenden han-
dels- und steuerrechtlichen Pflichten zur Buchführung 
im Rahmen des Insolvenzverfahrens umfassen auch die 
Verpflichtung zur ordnungsmäßigen Bilanzaufstellung 
und Bewertung. Somit sind die grundsätzlichen Bilan-
zierungs- und Bewertungsvorschriften des Handels- 
und Steuerrechts im Insolvenzverfahren unverändert 
anzuwenden.

Der BFH hat zwar in ständiger Rechtsprechung ent-
schieden, dass Verbindlichkeiten nicht (mehr) passiviert 
werden dürfen, wenn sie keine wirtschaftliche Belas-
tung darstellen. Eine solche wirtschaftliche Belastung 
fehlt dann, wenn der Schuldner mit an Sicherheit gren-
zender Wahrscheinlichkeit nicht mehr mit einer In-
anspruchnahme durch den Gläubiger rechnen muss 
(vgl. BFH vom 22. 11. 1988 – VIII R 62/85, BStBl. II 1989 
S. 359).

Der BFH hat weiterhin entschieden, dass allein die Tat-
sache, dass der Schuldner die Verbindlichkeit mangels 
ausreichenden Vermögens nicht oder nur teilweise til-
gen kann, noch nicht die Annahme einer fehlenden 
wirtschaftlichen Belastung begründet (vgl. BFH vom 
9. 2. 1993 – VIII R 29/01, BStBl. II 1993 S. 747).

Daher ist zu dem Zeitpunkt, zu dem das Vorliegen eines 
Insolvenzgrunds (vgl. § 16 InsO) zu prüfen ist, und auch 
während des Insolvenzverfahrens von einer wirtschaft-
lichen Belastung des Schuldners i. H. des Nennbetrags 
der Verbindlichkeit auszugehen.

Da der Gläubiger seine Forderung grundsätzlich auch 
nach Aufhebung des Insolvenzverfahrens noch geltend 
machen kann (§ 201 InsO), ist eine wirtschaftliche Be-
lastung des Schuldners auch nach Aufhebung des In-
solvenzverfahrens weiterhin anzunehmen. Das gilt 
auch dann, wenn Kapital- oder Personengesellschaften 

nach der Auflösung und Liquidation im Handelsregis-
ter gelöscht werden.

Forderungsverzicht und Erlöschen der 
Schuld i. S. der InsO

Das tatsächliche Erlöschen der Schuld im Rahmen des 
Insolvenzverfahrens ist gewinnwirksam. Daher kann 
eine erfolgswirksame Minderung der Verbindlichkeiten 
erfolgen

� wenn ein Gläubiger wirksam auf seine Forderung 
verzichtet (Hinweis: Bei einem gesellschaftsrecht-
lich veranlassten Verzicht wird regelmäßig i. H. des 
noch werthaltigen Teils der Forderung eine ver-
deckte Einlage anzunehmen sein, vgl. BMF-Schrei-
ben vom 2. 12. 2003 – IV A 2 – S 2743 – 5/03, BStBl. I 
2003 S. 648);

� soweit nach rechtskräftiger Bestätigung des keine 
abweichenden Regelungen enthaltenden Insolvenz-
plans durch das Gericht die Forderungen nachrangi-
ger Gläubiger erlöschen bzw. eine Befreiung gegen-
über nicht nachrangigen Gläubigern im gestalten-
den Teil des Insolvenzplans vorgesehen ist.

Restschuldbefreiung nach §§ 286, 300 InsO

Ein gewinnwirksamer Wegfall betrieblicher Verbind-
lichkeiten kann sich in Ausnahmefällen auch dann er-
geben, wenn die Regelungen über die Restschuldbefrei-
ung für natürliche Personen (§ 286 InsO) greifen.

In diesen Fällen kann es nach Ablauf der sechsjährigen 
Wohlverhaltensphase zum Erlöschen der Verbindlichkei-
ten kommen. Die abschließende Entscheidung hie rüber 
obliegt dem Insolvenzgericht (vgl. § 300 Abs. 1 InsO).

Ein bei der Betriebsaufgabe entstandener Gewinn bzw. 
Verlust ist ggf. in Folge der eingetretenen Befreiung 
von betrieblichen Verbindlichkeiten zu korrigieren und 
die entsprechende Steuerfestsetzung gem. § 175 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 AO zu ändern (H 139 (9) Verbindlichkeiten 
EStH 2004). Die Restschuldbefreiung führt jedoch nicht 
zu einem begünstigten Sanierungsgewinn (Hinweis auf 
das BMF-Schreiben vom 27. 3. 2003 – IV A 6 – S 2140 – 
8/03, BStBl. I 2003 S. 240), sodass ein Erlass etwaiger 
Einkommensteuernachforderungen aus sachlichen Bil-
ligkeitsgründen nicht in Betracht kommt. Im Einzelfall 
kann jedoch ein Erlass aus persönlichen Billigkeits-
gründen geboten sein.
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Ertragsteuerliche Behandlung von Verbindlichkeiten
in Fällen der Unternehmensinsolvenz
(OFD Münster, Kurzinformation Einkommensteuer Nr. 027 vom 21. 10. 2005)


